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1. Zur Person: „Sozialrechtlicher Generalist“, Nebenämter

2. Fall-Management und Sozialrecht: 2 Handlungsansätze

3. CM: Rechtliche Verortung

4. 3 Beispiele: 

– Eingliederungshilfe

– Häusliche Krankenpflege 

– Krankenhausbehandlung

5. Beobachtungen zur Kodifizierung

6. Fazit: Schlussthesen zum Verhältnis CM und Sozialrecht
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Auch Juristen reden von „Fällen“

• Übungs-Fälle (Ausbildung)

• Fallzahlen (Justiz)

• Case-Law (Rechtsfortbildung in Wissenschaft + Praxis)

…..wenn juristische Konstellationen in Zusammenhängen außerhalb
persönlicher Problembewältigung angesprochen sind…..
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„Management“ 

• Wikipedia: Leitung eines Unternehmens

• lt. manus agere 

• lean management, cost management

• „manipulieren“

• Management zielt auf ökonomische Leitungsentscheidungen in 
betrieblichen/unternehmerischen Zusammenhängen

• „Schlagseite“ zu: Organisationen, Geld, Steuerung

PROF. DR. WOLFGANG SCHÜTTE

FAKULTÄT WIRTSCHAFT & SOZIALES

„Fall-Management“??

5



„Management“ 

vs. 

Aufgaben des Sozialrechts (Leistungsrechts): 

• Zuerkennung von Rechten (Leistungsansprüchen) zu Personen in 
Situationen in Risikolagen und mit Unterstützungsbedarf und 

• Realisierung dieser Rechte in rechtlich strukturierten Verfahren
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Ziele des Sozialrechts: SGB I 

§ 1 Aufgaben des Sozialgesetzbuchs
(1) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und 

sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer Hilfen 
gestalten. Es soll dazu beitragen, 

• ein menschenwürdiges Dasein zu sichern, 

• gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit, insbesondere 
auch für junge Menschen, zu schaffen, 

• die Familie zu schützen und zu fördern, 

• den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei gewählte Tätigkeit zu ermöglichen 
und 

• besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden 
oder auszugleichen……

§ 2 Soziale Rechte

(1) Der Erfüllung der in § 1 genannten Aufgaben dienen die nachfolgenden sozialen 

Rechte. ….

(2) Die ….sozialen Rechte sind bei der Auslegung der Vorschriften dieses Gesetzbuchs 

und bei der Ausübung von Ermessen zu beachten; dabei ist sicherzustellen, dass 

die sozialen Rechte möglichst weitgehend verwirklicht werden.
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Ausführung des Sozialrechts: SGB I 

§ 17 Ausführung der Sozialleistungen

(1)Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß

1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, 

umfassend und zügig erhält,

2. die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und 

Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen,

3. der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere 

durch Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke und

4. …Sozialleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen ausgeführt werden.

(2) ……

(3) In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen und Organisationen 

wirken die Leistungsträger darauf hin, dass sich ihre Tätigkeit und die der genannten 

Einrichtungen und Organisationen zum Wohl der Leistungsempfänger wirksam ergänzen. 

Sie haben dabei deren Selbständigkeit in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu 

achten. …..
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Realisierung des Sozialrechts: SGB I 

§ 33 Ausgestaltung von Rechten und Pflichten

Ist der Inhalt von Rechten oder Pflichten nach Art oder Umfang nicht im einzelnen 

bestimmt, sind bei ihrer Ausgestaltung die persönlichen Verhältnisse des Berechtigten 

oder Verpflichteten, sein Bedarf und seine Leistungsfähigkeit sowie die örtlichen 

Verhältnisse zu berücksichtigen, soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Dabei 

soll den Wünschen des Berechtigten oder Verpflichteten entsprochen werden, soweit sie 

angemessen sind.

§ 38 Rechtsanspruch

Auf Sozialleistungen besteht ein Anspruch, soweit nicht nach den besonderen Teilen 

dieses Gesetzbuchs die Leistungsträger ermächtigt sind, bei der Entscheidung über die 

Leistung nach ihrem Ermessen zu handeln.

§ 39 Ermessensleistungen

Sind die Leistungsträger ermächtigt, bei der Entscheidung über Sozialleistungen nach 

ihrem Ermessen zu handeln, haben sie ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der 

Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten. Auf 

pflichtgemäße Ausübung des Ermessens besteht ein Anspruch…..
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1. Thematisierung: 

gesellschaftliche Konsense zur Reichweite der Solidarverantwortung 
beschreiben

2. Programmierung:

Ziele definieren

3. Operationalisierung: 

Ziele präzisieren, Maßnahmen und Instrumenten festlegen

4. Implementierung: 

Verantwortlichkeiten, Verfahren, Ressourcen klären

5. Evaluierung:

Maßnahmen auswerten und bewerten, Folgerungen für neue 
Ziele/Maßnahmen beschreiben

6. Dynamisierung: 

Innovation und Adaptation gestalten, „lernende Systeme“ etablieren 
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• Priorität 1: 

Umschreibung der „Sozialen Rechte“, Bedingungen schaffen für ihre 
Realisierung (§ 2 SGB I)

• Priorität 2: 

Sicherstellung der Versorgung, niedrigschwelliger Leistungszugang (Rahmen 
für Verantwortungsstrukturen) (§ 17 SGB I)

• Priorität 3: 

Leistungserbringungsrecht (Vertragsrecht): wirtschaftlich und fachlich 
angemessene Leistungen (Rahmen für die gestaltende „Selbstverwaltung“) 

• Priorität 4: 

final ausgerichtete, zieladäquate und koordinierte Verfahren der Bewilligung 
und Gestaltung (Rahmen für Verwaltungshandeln im Einzelfall)

• Priorität 5: 

Rechtskontrollen mit Sanktionen am Maßstab Priorität 1 (individueller 
Rechtsschutz bei der Gefährdung sozialer Rechte)
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1. „Fall-Management“

– Eine neutrale Technik/Methodik der Sozial- und Gesundheitsarbeit, mit 
der sich verschiedene Wert- und Zielvorstellungen verwirklichen 
lassen?

– Oder ein Handlungsansatz, der auf implizite Erweiterung von 
Steuerungskompetenzen von Organisationen oder einzelner 
Professionen ausgerichtet ist? (Tagungsthema!)

2. Im letzteren Fall mehrseitiger Konflikt mit sozialrechtlichen Grundmodellen

– Leistungsberechtigung: Ausstattung der Bürger mit (zusätzlichen) 
Rechten zur Verwirklichung eigener Ziele (Autonomie)

– Partizipation der Leistungsberechtigten bei der Verwirklichung dieser 
Rechte

– Vertrauensbasis als Element der personennahen Leistungserbringung

– Fachlichkeit und gegebenenfalls multiprofessionelle Zusammenarbeit

– Arbeitsfeldspezifische Verantwortlichkeit von „Leitdisziplinen“

– Kontrollierbarkeit der Verwirklichung jedes einzelnen Rechtsanspruchs 
vor Gericht
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„Gesellschaft“
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Leistungsberechtigte:

Patienten, Klienten…
Soziales/rechtliches Umfeld:

Angehörige, Beistände, 

Betreuer etc.

Leistungsanbieter: 

Kliniken, Heime, 

Einrichtungen und 

Dienste

Sozialleistungsträger: 

Kassen, Sozialhilfe- und 

Jugendhilfetr.

Parlamentarische 

Gesetzgebung
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Leistungsberechtigte

Soziales/rechtliches 

Umfeld: Angehörige, 

Beistände, Betreuer etc.

Leistungsanbieter: 

Kliniken, Heime, 

Einrichtungen und 

Dienste

Ministerielle 

Steuerung

Sozialleistungsträger: 

Kassen, Sozialhilfe- und 

Jugendhilfeträger….

Parlamentarische 

Gesetzgebung

CCM??

Qualifizierung

CCM??

Wissenschaft



Gesellschaft
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Organisationen

Klient

Eingliederungshilfe für

behinderte Kinder:

Familienentlastende Dienste

Sozialleistungs-

träger

Leistungsanbieter

Amb. Ärztliche Versorgung

Desease Manag. Programm

(Diabetes)

Kinderschutz

Jugendamt

Stationäre Psychiatrie:

Bezugspflege

Rechtliche

Betreuung



1. Ein Nachdenken über „Rechtsbeziehungen und CM“ führt auf die alten Ambivalenzen 
der Sozial- und Gesundheits-Arbeit zurück:

– Kontrolle vs. Unterstützung

– Parteilichkeit vs. Gesellschaftlicher Auftrag

– Personennähe vs. Rollendistanz

– Monodisziplinarität vs. Multidisziplinarität

– Fachlichkeit vs. Generalismus

– Institutionalismus vs. Lebensweltlichkeit…......

2. CM als solches ist weder Ziel noch Programm, an dem sich Rechtsnormen evaluieren 
ließen. 

3. Um über günstige oder ungünstige rechtliche Rahmenbedingungen für das CM 
Aussagen machen zu können, wären die CM-Modelle aus den Arbeitsfeldern fachlich
zu präzisieren.

4. Was man ohne diesen Zwischenschritt machen kann: In einer Art „Suchmaschine“ 
Gesetzbücher durchzusehen, ob sich Tätigkeitsaspekte („Phasen“) des CM dort 
abbilden lassen:

– Als Berechtigung auf Seiten des Klienten

– Als rechtliche Verpflichtung aufseiten der Dienstleister

– Als sozialstaatlich finanzierte Dienstleistung 
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Assurance

(Umsetzung)

Policy Formulation

(Ziele und 

Instrumente)

Assessment

(Problembeschreibung)

Evaluation

(Auswertung)
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Erstberatung

(„Intake“)

Bedarfsermittlung

(„Assessment“)

Bedarfsfeststellung

Hilfeplanung

Überprüfung der 

Maßnahmen

(„Monitoring“)

Bewertung, 

Auswertung

(„Evaluation“)

Interventionen

„face to face“:

Therapie,

Pflege,

Erziehung,

?
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Erstberatung

(„Intake“)

Bedarfsermittlung

(„Assessment“)

Bedarfsfeststellung

Hilfeplanung: 

Maßnahmen

Überprüfung der 

Maßnahmen

(„Monitoring“)

Bewertung, 

Auswertung

(„Evaluation“)

• Information und Beratung, §§ 13-15 SGB I

• Wunsch- und Wahlrecht, § 9 SGB IX

• Servicestellen § 22 SGB IX

• Information und Beratung, §§ 13-15 SGB I

• Wunsch- und Wahlrecht, § 9 SGB IX

• Beteiligung vertrauter Personen, § 13 SGB X

• Hilfeplanverfahren § 58 SGB XII

• koordinierte Bedarfsfeststellung, § 10 SGB IX

• Wunsch- und Wahlrecht, § 9 SGB IX

• Individualisierung und Ermessen, §§ 33, 39 SGB I

• „wesentliche Behinderung“, § 53 SGB XII; Hilfeplanverfahren

• koordinierte Hilfeplanung, § 11 SGB IX

• trägerübergreifende Budgets, § 17 SGB IX

• Wunsch- und Wahlrecht, § 9 SGB IX

• Hilfeplanverfahren § 58 SGB XII

• Budgetkontrolle, § 17 SGB IX

• Controlling im Rahmen des Hilfeplanverfahren § 58 SGB XII

• partizipative Leistungserbringung, §§ 1,  9 SGB IX

• Information und Beratung, §§ 13-15 SGB I

• partizipative Leistungserbringung, §§ 1,  9 SGB IX

• Hilfeplanverfahren SGB XII
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Erstberatung

(„Intake“)

Bedarfsermittlung

(„Assessment“)

Bedarfsfeststellung

Hilfeplanung: 

Maßnahmen

Überprüfung der 

Maßnahmen

(„Monitoring“)

Bewertung, 

Auswertung

(„Evaluation“)

• Information und Beratung, §§ 13-15 SGB I

• Wunsch- und Wahlrecht, § 9 SGB XII, Mehrkostenvorbehalt

• Pflegestützpunkte, § 92c SGB XI

• Information und Beratung, §§ 13-15 SGB I

• Pflegestützpunkte, § 92c, Pflegeberatung § 7a SGB XI

• Hausärztliche Versorgung, §§ 28, 73 b SGB V

• MDK-Begutachtung, § 18 SGB XI

• Hausärztliche Versorgung, §§ 28, 73 b SGB V

• Mitentscheidung der Krankenkassen? § 37 SGB V

• Standards, §§ 2, 11 SGB V, § 28 SGB XI

• Versorgungsmanagement, § 11 SGB V

• § 37 SGB V + Vereinbarungen der Selbstverwaltung

• Budgets? § 17 SGB IX, § 11 I Nr. 5. SGB V, § 35a SGB XI

• Verantwortung des Arztes, §§ 28 I, 15 I SGB V

• Pflegeberatung, § 7a SGB XI

• Bezugspflege/Einsatzleitung beim zugelassenen Pflegedienst

• MDK-Wiederholungsbegutachtung, § 18 SGB XI

• Verordnung durch Arzt erneuert, §§ 28 I, 15 I SGB V

• „Pflege-TÜV“, §§ 14 ff SGB XI
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Erstberatung

(„Intake“)

Bedarfsermittlung

(„Assessment“)

Bedarfsfeststellung

Hilfeplanung

Maßnahmen

Überprüfung der 

Maßnahmen

(„Monitoring“)

Bewertung, 

Auswertung

(„Evaluation“)

• Information und Beratung, §§ 13-15 SGB I

• Ambulante ärztliche Versorgung, § 28 I SGB V

• Notfallaufnahme: Krankenhaus

• Vertragsarzt weist ein

• partizipativ: „informed consent“

• Krankenhaus prüft Notwendigkeit stationärer Aufnahme, § 39 SGB V

• Krankenhaus prüft Notwendigkeit stationärer Aufnahme, § 39 SGB V

• Möglichkeit der Aufnahme von Begleitpersonen, § 11 III SGB V

• Kasse entscheidet über „medizinische Notwendigkeit“

• evt. MDK-Prüfung, § 275 SGB V

• Umfassende Leistungsverantwortung des KH, § 39 SGb V

• Raum für „Primary Nursing“ oder interdisziplinäre Kooperationen

• Versorgungsmanagement, § 11 IV SGB V

• KH-Entlassung nach Einschätzung des KH

• partizipativ: „informed consent“

• nachträgliche MDK-Prüfung: „Fehlbelegung“?

• Vertragsarzt, § 28 I SGB V

• Rehabilitationseinrichtung, § 40 SGB V

• ambulante/stationäre Pflege, § 37 SGB V, §§ 36, 43 SGB XI

• Q-+W-Prüfung, § 113 SGB V 



1. Es gibt durchaus eine Reihe sozialleistungsrechtlicher Anknüpfungspunkte für CM in den 
Büchern des SGB. 

2. Gesetzliche Ánknüpfungspunkte für  Elemente des  CM sind überwiegend in Normen, zu 
finden, die die institutionelle  Verantwortung strukturieren. Von der jeweiligen 
institutionellen Verantwortung hat der <gesetzgeber je nach Arbeitsfeld sehr 
differenzierte und divergierende Vorstellungen.

3. Gesetzliche Unterstützung verschiedener Aktivitäten, die aufseiten der
a) Sozialleistungsträger
b) Leistungsanbieter
als Aspekte des CM gedeutet werden können, finden sich überwiegend in „weichen“ 
Normen.

3. „Weiche“ Normen zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
a) adressiert an Sozialleistungsträger: keine Sanktionen gegenüber einer Administration 
enthalten, die bei Nichtbefolgen greift;
b) adressiert an Leistungsanbieter: keine ökonomischen Anreize für die Aufnahme in das 
eigene unternehmerische Leistungsspektrum entwickeln.

PROF. DR. WOLFGANG SCHÜTTE

FAKULTÄT WIRTSCHAFT & SOZIALES

Beobachtungen:
Anknüpfungspunkte für CM im Sozialrecht, Kodifizierung
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4. Die sozialrechtliche Verankerung von Aspekten des CM erfolgt überwiegend in solchen 
„weichen“ Rechtsnormen, die politischen „good will“ erkennen lassen, aber erkennbar 
niemandem „weh“ tun wollen. Macht- und Finanzfragen werden umgangen, „symbolische 
Politik“ herrscht vor.

5. Grund ist eine überwiegend paternalistische Schlagseite des sozialrechtlichen Dreiecks 
und der Sachleistungskonstruktion. Hier treffen sich - auf unerwünschte Weise! -
Sozialrecht (Leistungserbringungsrecht) und CM

6. Eine gute „Fallsteuerung“ wird sich dann entwickeln, wenn die Klienten in die Lage 
versetzt werden, sich nach dem Kriterium der guten Betreuung gute Leistungsanbieter 
auszusuchen. Entsprechend flexibel sollten die Leistungssysteme entwickelt werden („Von 
der Sachleistung zum zweckgebundenen Budget“). Zweites sozialrechtliches Muss ist die 
niedrigschwellige Zugänglichkeit von Leistungen.

7. Aufseiten der Leistungsträger verbleiben in zentraler Verantwortung: die Leistungen 
zieladäquat und wirtschaftlich zu steuern (Sicherstellung, Planungsverbünde, 
Assessmentverfahren und qualitatives, ökonomisches und rechtliches Controlling) sowie 
die Vertragsvoraussetzungen für eine gute Betreuung insbesondere dadurch zu schaffen, 
dass Begleitung dun Betreuung durch Leistungsentgelte abgebildet werden können.
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§ 11 Abs. 4 SGB V

„Versicherte haben Anspruch auf ein Versorgungsmanagement 
insbesondere zur Lösung von Problemen beim Übergang in die 
verschiedenen Versorgungsbereiche. 

Die betroffenen Leistungserbringer sorgen für eine sachgerechte 
Anschlussversorgung des Versicherten und übermitteln sich gegenseitig 
die erforderlichen Informationen. 

Sie sind zur Erfüllung dieser Aufgaben von den Krankenkassen zu 
unterstützen. 

In das Versorgungsmanagement sind die Pflegeeinrichtungen 
einzubeziehen…..

(Datentausch nur mit Einwilligung……..

(Verknüpfung mit IV-Verträgen…..
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Beobachtungen:
Anknüpfungspunkte für CM im Sozialrecht, Kodifizierung
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1. Verbindliche Rangordnungen:
CM ist als Methode im Umgang mit sozialrechtlichen Leistungsansprüchen aus der Sicht 
des Sozialrechts nur dann akzeptabel, wenn die sozialrechtlichen Maßstäbe für 
personenbezogene Hilfen beachtet werden. Das Recht ist hier der verbindlichere 
Ordnungsrahmen. Jede Methodik der Sozial- bzw. Gesundheitsarbeit hat sich dieses 
Rahmens zu versichern.

2. Elemente dieses sozialrechtlichen Rahmens sind idR:
– Entscheidungsfreiheit beim „Ob“: Antragsabhängigkeit und Exit-Option
– Auswahl-Freiheit beim „Wie“, Partizipation in der „Hilfeplanung“
– Zustimmung zu Einzelmaßnahmen („informed consent“)
– Vertrauensbasis zum Leistungserbringer
– Qualitätskontrolle und Verbraucherschutz durch die Leistungsträger
– Kontrolle der Wirtschaftlichkeit der Vergütung durch Leistungsträger
– Kontrollierbarkeit der einzelnen Leistungsansprüche durch Gerichte
– ordnungsrechtlicher Rahmen zum Schutz vor Grundrechtsgefährdungen

3. Sozialrechtliche Leistungsansprüche sind „personenzentriert“, nicht 
„institutionenzentriert“. Sozialrechtlich hat alle Verhaltenssteuerung und –Lenkung primär 
der Verwirklichung individueller sozialer Rechte zu dienen.
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Abschließende Thesen: 
CM und Sozialrecht als unterschiedliche Handlungsansätze zur 

Unterstützung von Personen in prekären Lebenslagen
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